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1. Kapitel:
Einführung

A) Problemstellung

Nach der ökonomischen Lehre von Karl Marx ist das Privateigentum an den
Produktionsmitteln die Grundlage der Ausbeutung der Arbeiter im Kapitalis-
mus1. Die Eigentumsfrage ist somit für die Kommunisten von fundamentaler
Bedeutung. Bereits im Manifest der Kommunistischen Partei von 1848 hatten
Marx und Engels angekündigt, dass das Proletariat, nachdem es die politische
Herrschaft erlangt habe, der Bourgeoisie alles Kapital entreißen und alle
Produktionsinstrumente in den Händen des Staates zentralisieren werde2. Es
kann daher nicht verwundern, dass die DDR dem Gegenstück zum kapitalisti-
schen Eigentum, dem sozialistischen Eigentum, auch in strafrechtlicher Hin-
sicht besondere Aufmerksamkeit zukommen ließ.

Der strafrechtliche Ausdruck „sozialistisches Eigentum“ taucht im Gesetz erst
spät, nämlich im Strafgesetzbuch der DDR (StGB) von 1968, auf. In den
früheren Sondergesetzen zum Schutze dessen, was im StGB3 als sozialistisches
Eigentum definiert war, dem Gesetz zum Schutze des Volkseigentums und
anderen gesellschaftlichen Eigentums (VESchG) und dem Strafrechtsergän-
zungsgesetz (StEG), war von „gesellschaftlichem Eigentum“ die Rede. We-
sentliche inhaltliche Abweichungen waren damit nicht verbunden.

Die DDR verwandte einen weiten strafrechtlichen Eigentumsbegriff und setzte
Eigentum mit Vermögen gleich. So umfasste nach § 157 Abs. 1 Satz 1 StGB
das sozialistische Eigentum das Vermögen der DDR, ihrer Organe, Einrichtun-
gen und Betriebe (Volkseigentum), das Vermögen sozialistischer Genossen-
schaften sowie das Vermögen demokratischer Parteien und Organisationen.
Als Straftaten gegen das sozialistische bzw. gesellschaftliche Eigentum wur-
den daher nicht nur Angriffe gegen das Eigentum im zivilrechtlichen Sinne

                                                          
1 Marx, Kapital a.a.O., S. 609 f.
2 Marx / Engels, Manifest a.a.O., S. 481.
3 Wenn im folgenden von StGB die Rede ist, bezieht sich das immer auf das StGB von

1968 bzw. auf seine späteren Fassungen. Das Reichsstrafgesetzbuch von 1871, welches
in der DDR bis zum Inkrafttreten des StGB galt, wurde dort auch als StGB bezeichnet.
Zwecks Vermeidung von Verwechslungen wird für das Reichsstrafgesetzbuch hier die
Abkürzung RStGB verwendet.
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verstanden, also Diebstahl, Unterschlagung und Sachbeschädigung, sondern
auch Betrug und Untreue4. Hintergrund soll das Eigentumsverständnis der
marxistischen politischen Ökonomie gewesen sein, wonach der Begriff Ei-
gentum die gesellschaftlichen Verhältnisse der Menschen zueinander hinsicht-
lich aller materiellen Werte, also nicht nur zu Sachen, sondern auch zu allen
übrigen Vermögenswerten umfasst5.

Damit ist der sachliche Gegenstandsbereich dieser Untersuchung grob umris-
sen. Es geht um die Darstellung des Schutzes des gesellschaftlichen bzw.
sozialistischen Eigentums nach dem vorstehend dargestellten begrifflichen
Selbstverständnis der DDR, soweit er durch Gesetz oder die Rechtsprechung
eine Sonderbehandlung erfuhr.

Nicht berücksichtigt werden solche Strafvorschriften, die in weiterem Sinne
ebenfalls den Schutz des gesellschaftlichen bzw. sozialistischen Eigentums
berührten, wie die als Staatsverbrechen ausgestalteten Tatbestände der Diver-
sion und Sabotage. Diese erfassten u.a. mit staatsfeindlicher Zielsetzung
begangene Sachbeschädigungen6. Nicht behandelt werden weiter die gemein-
gefährlichen Straftaten wie Brandstiftung usw. gemäß §§ 306 ff. RStGB und
§§ 185 ff. StGB. Sondervorschriften zum Schutze des sozialistischen Eigen-
tums gab es hier nicht. Ebenfalls grundsätzlich nicht behandelt werden die
Wirtschaftsdelikte, die die leitende und planende Tätigkeit des Staates und die
Volkswirtschaft schützten7. Teilweise enthielten die Wirtschaftsdelikte auch
eigentumsschützende Elemente, galten dann aber für das Eigentum schlecht-
hin8.

                                                          
4 Diese Terminologie wird im Rahmen dieser Arbeit beibehalten.
5 Hübner, Eigentum S. 10.
6 Die erste Regelung der Tatbestände der Diversion und Sabotage enthielt der Befehl

160 der Sowjetischen Militäradministration in Deutschland (SMAD) vom 3.12.1945.
Von diesem Befehl existierte keine einheitliche Übersetzung. Die im Lande Thüringen
angewandte lautete wie folgt: „1. Personen, denen auf den Abbruch der wirtschaftli-
chen Maßnahmen der deutschen Selbstverwaltungsorgane oder der deutschen Verwal-
tungen gerichtete Diversionsakte nachgewiesen sind, werden einer Gefängnisstrafe bis
15 Jahre und in besonders schweren Fällen der Todesstrafe unterworfen. 2. Derselben
Strafe unterliegen Personen, welche sich der Sabotage schuldig gemacht haben, um die
Tätigkeit von Unternehmen aufzuhalten, sie zu beschädigen oder zu vernichten.“ Zitiert
nach Lange, Strafgesetzbuch S. 143. Spätere Strafbestimmungen über Diversion und Sa-
botage finden sich im StEG (§§ 22 und 23) und im StGB (§§ 103 und 104).

7 Buchholz, NJ 1963, 728 f.
8 Die §§ 166, 167 (Wirtschaftsschädigung) und 168 (Schädigung des Tierbestandes)

StGB erfassten besondere Formen von Gebrauchsentziehungen und Sachbeschädigun-
gen, durch die wirtschaftliche Schäden verursacht wurden. Zum Begriff des wirtschaft-
lichen Schadens beim Vertrauensmissbrauch s. 7. Kap. B) VI. 4. a).
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Der mit dem StGB als Wirtschaftsdelikt neu eingeführte Tatbestand des Ver-
trauensmissbrauchs erfasste – grob skizziert – durch untreueartige Handlungen
herbeigeführte wirtschaftliche Schäden und Bereicherungen und war, wie alle
Wirtschaftsdelikte, tatbestandlich nicht auf das sozialistische Eigentum be-
schränkt. Andererseits kam er tatsächlich ganz überwiegend in Fällen zur
Anwendung, in denen das sozialistische Eigentum betroffen war. Vor allem
aber sollte er (auch) den Tatbestand der Untreue zum Nachteil sozialistischen
Eigentums ersetzen, während das StGB von Anfang an für das persönliche und
private Eigentum eine besondere Regelung der Untreue enthielt. Der Vertrau-
ensmissbrauch wird deshalb mit in die Untersuchung einbezogen.

Zeitlich setzt die Arbeit in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) an. Das
erste Sondergesetz zum Schutz des sozialistischen Eigentums wurde mit dem
VESchG im Jahre 1952 geschaffen, welches im Jahre 1958 durch das StEG
abgelöst wurde. Die Strafbestimmungen zum Schutze des sozialistischen
Eigentums wurden durch das StGB neu geregelt. Noch vor dem Beitritt der
DDR zur Bundesrepublik beseitigte die Volkskammer durch das 6. Strafrecht-
sänderungsgesetz vom 29. Juni 1990 den besonderen strafrechtlichen Schutz
des sozialistischen Eigentums. Damit endet die Darstellung in zeitlicher
Hinsicht.

B) Die Bedeutung des sozialistischen Eigentums

I. Ideologie
Die Notwendigkeit der Vergesellschaftlichung bzw. Verstaatlichung des
Eigentums an den Produktionsmitteln leitete Marx aus seiner Analyse der
ökonomischen Bewegungsgesetze des Kapitalismus ab. Der Arbeiter, der
keine Produktionsmittel besitze, sei gezwungen, dem Kapitalisten seine Ar-
beitskraft zu verkaufen und erhalte als Entgelt den Wert der Arbeitskraft, der
dem entspreche, was er zum Leben braucht. Die geleistete Arbeitszeit gehe
aber über den Wert der Arbeitskraft hinaus. Den daraus resultierenden Mehr-
wert eigne sich der Kapitalist unentgeltlich an9. Dem Kapitalismus wohne die
Tendenz inne, den Anteil des Mehrwerts auf Kosten des Lohnes zu vergrößern
und damit eine Verelendung der Arbeiter herbeizuführen10. Er führe notwendi-
gerweise immer wieder zur Überproduktion und damit in die Krise11.

                                                          
9 Marx, Kapital a.a.O., S. 192 ff.
10 Marx, Kapital a.a.O., S. 674 ff.
11 A.a.O., S. 476.
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Mit der Schaffung von Volkseigentum war allerdings nicht die Forderung
verbunden, den Mehrwert, der im Kapitalismus dem Kapitalisten zufließt, den
Arbeitern direkt zukommen zu lassen. Schon Marx hatte sich gegen die in der
Sozialdemokratie erhobene Forderung auf den unverkürzten Arbeitsertrag
gewandt12. Dann bliebe auch keinerlei Spielraum für Investitionen. Dies sah
man in der SBZ/DDR nicht anders. Der unter kapitalistischen Bedingungen
Mehrwert genannte Anteil wurde nun als gesellschaftlicher Anteil bezeich-
net13. Die Bedeutung des Volkseigentums für den Arbeiter war daher eher
theoretischer Natur. Das Volkseigentum bedinge einen veränderten Inhalt der
Staatsgewalt. Es hebe zugleich den Widerspruch zwischen ihr und den arbei-
tenden Menschen auf14.

Aus der Sicht der SED war die Überführung des Privateigentums an den
Produktionsmitteln in Volkseigentum eine für den Aufbau des Sozialismus
notwendige Aufgabe. Zugleich sah sie sich dabei aufgrund der Geschichtstheo-
rie des Marxismus-Leninismus, des historischen Materialismus, wonach der
Kapitalismus mit objektiver Notwendigkeit durch den Sozialismus / Kommu-
nismus abgelöst wird15, als Vollstreckerin historischer Gesetzmäßigkeiten.

Das Eigentum sozialistischer Genossenschaften wurde aufgrund seiner öko-
nomischen Funktion ebenfalls als sozialistisches Eigentum betrachtet. Soziali-
stische Genossenschaften waren Zusammenschlüsse von Bauern, Gewerbe-
treibenden und Handwerkern, die unterschiedlich nach dem Grad der Verge-
nossenschaftlichung Boden, Vieh, Maschinen und Gebäude in die Genossen-
schaft einbrachten und in kollektiver Arbeit nutzten.

Das Eigentum demokratischer Parteien und Organisationen, also der Block-
parteien und Massenorganisationen der DDR, fällt aus dem Rahmen, stellt man
es dem Volkseigentum und dem Eigentum sozialistischer Genossenschaften
gegenüber. Hier sollten diejenigen Organisationen, die sich für den Aufbau des
Sozialismus einsetzten, besonders geschützt werden.

II. Die Entwicklung des Sektors des sozialistischen Eigentums
Schon bald nach der Kapitulation des Deutschen Reichs leitete die SMAD die
Enteignung der tatsächlichen oder vermeintlichen Kriegs- und Naziverbrecher
ein. Am 30. und 31. Oktober 1945 ergingen die Befehle Nr. 124 und 126 der

                                                          
12 Marx, Kritik a.a.O., S. 18 f.
13 Such, NJ 1949, 160; Politisches Wörterbuch, Stichwort: Mehrarbeit, S. 534.
14 Such, a.a.O.
15 Politisches Wörterbuch, Stichwort: Kapitalismus, S. 396.
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SMAD über die Beschlagnahme des Eigentums der führenden Mitglieder und
einflussreichen Anhänger der NSDAP sowie der nazistischen Organisationen.
In der Folgezeit wurden in den Ländern der SBZ Enteignungsgesetze betref-
fend das Vermögen der Nazi- und Kriegsverbrecher erlassen. Durch Befehl
Nr. 64 der SMAD vom 17. April 1948 wurden die bisher durchgeführten
Enteignungen bestätigt. Damit befanden sich bereits acht Prozent aller melde-
pflichtigen Industriebetriebe mit einem Anteil von etwa 40 Prozent an der
gesamten Industrieproduktion in Volkseigentum16. Grundlage für weitere
Enteignungen waren insbesondere Strafvorschriften, insbesondere des Wirt-
schaftsstrafrechts, die als Nebenstrafe die Vermögenseinziehung vorsahen,
wovon auch bei geringfügigen Rechtsverletzungen Gebrauch gemacht wurde.
Des Weiteren wurden das Steuer- und Gewerberecht für Enteignungszwecke
instrumentalisiert. Flüchtlings- und Ausländervermögen wurde auf unter-
schiedliche Weise, auch durch sogenannte unlautere Machenschaften in Volks-
eigentum überführt17.

Ende 1952 wurde bereits 81 Prozent der Industriebruttoproduktion vom volks-
eigenen Sektor erzeugt18. Im Jahre 1972 beschloss das Politbüro der SED die
letzten verbliebenen Privatbetriebe und Betriebe mit staatlicher Beteiligung
sowie „industriell produzierende“ Produktionsgenossenschaften des Hand-
werks in Volkseigentum zu überführen, was ohne Gesetz unter psychischem
Druck durch Kauf vollzogen wurde19.

Auf ihrer II. Parteikonferenz vom 9. bis 12. Juli 1952 beschloss die SED die
Bildung Landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften. Diese sollte offiziell
durch den freiwilligen Zusammenschluss der Bauern vollzogen werden.
Nachdem die SED massiven Druck auf die unwilligen Bauern ausgeübt hatte,
war im Jahr 1960 fast die gesamte Landwirtschaft der DDR kollektiviert20.

C) Forschungsstand

In der DDR wurden der Entwicklung des strafrechtlichen Schutzes des soziali-
stischen Eigentums keine eingehenden Darstellungen gewidmet21. Die Lehr-
                                                          
16 Weiss, NJ 1948, 133.
17 Säcker-Hummert, Vermögensrecht, Vor § 1 VermG Rzn 6 ff.
18 Kröger, NJ 1952, 338.
19 Steinwachs / Lehrmann, Aktion’ 72 S. 6.
20 Weber, DDR S. 56.
21 Das Standwerk „Zur Geschichte der Rechtspflege der DDR“ befasst sich mit dem

Gesetz zum Schutze des Volkseigentums und dem Strafrechtsergänzungsgesetz auf etwas
über zwei Seiten (Benjamin, Rechtspflege 1949–1961, S. 313–315), mit den Bestim-


